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Auf dem Weg eiınem grundrechtlich gepragten
Staatskirchenrecht?

Anmerkungen Zr Zeugen-Jehovas-Urteıl des Bundesverfassungsgerichts

Am Dezember 2000 verkündete das Bundesverfassungsgericht se1ın Urteil 1n
dem Rechtsstreit der Zeugen Jehovas mı1t dem Land Berlın der rage, ob der
„Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas 1n Deutschland EL die Rechte eiıner
Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen werden mussen!. Nıcht L1UT die
der Juristischen Auseinandersetzung unmıttelbar Beteilıgten haben das Urteil mıt
Spannung eErwAartier Schon weıl sıch dıie bıslang Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts handelt, dıe 7A38 Anspruch eıner Religionsgemeinschaft auf
Verleihung der Körperschaftsrechte ISt, 1St S1e von erheblicher juristischer
Bedeutung.

[)as oroße Interesse, auf das dıe Entscheidung 1ın der Offentlichkeit stiefß, dürfte
1aber n„uch dadurch erklären se1n, da{fß die Zeugen Jehovas eıne se1t jeher umstrit-
tene relig1öse Gemeinschaft bılden. Wäiährend manche dıe Standhaftigkeit der
Zeugen Jehovas während des Nationalsoz1ialismus bewundern un!: ıhr zurückhal-
tendes, 1aber nıcht nachlassendes Eintreten für ıhre relig1ösen Überzeugungen mıt
wohlwollender Toleranz quıttieren, verweısen andere kritisch auf die rıgıden
Verhaltensregeln, dıe die Gemeinnschaft ıhren Miıtgliedern für alle Bereiche des
Lebens auterlege und die iınsbesondere für Kıiınder problematisch seı1en, auf angeb-
lıche Repressalıen gegenüber austrittswilligen SOWI1Ee ehemalıgen Mitgliedern und
aut angebliche Rechtsverstöße. Eın 1m Auftrag der Berliner Senatsverwaltung für
Wissenschaft, Forschung un!: Kultur angefertigtes Rechtsgutachten kommt Z
Ergebnis, da{fß die Religionsgemeinschaft ıhre Mıtglieder ımmer wıeder Ver-
stößen geltendes Recht anhalte: Bluttransfusionen und Blutprodukte selen
strikt verboten, auch WE S1e für lebensrettende Behandlungen Mınderjahrıiger
benötigt würden und die handelnden Personen sıch der unterlassenen Hılfeleistung
ach 323C StG B schuldig machten; Zeugen Jehovas brächen berufs- und amtsbe-
ZORCNC Schweigepflichten, WeNnNn sS1e in medizınıschen Beruten tatıg seı1en und
Kenntnıiıs davon erhielten, da{fß Glaubensbrüder den Regeln der Gemeiinschaft
zuwıder yehandelt häatten; die Gemeinschaft der Zeugen Jehovas mıßachte soz1al-
versicherungsrechtliche Pflichten, die S$1e als Arbeitgeber 1m Hınblick auf ıhre 1im
Verkündigungs- und Predigtdienst beschäftigten Miıtglieder habe; auch legten
Zeugen Jehovas entwürdıgende und somıt 1631 Abs BGB verstoßende
Methoden Zr Erziehung ıhrer Kınder den Jag
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uch der bisherige Verlauf des Rechtsstreits dıe Körperschaftsrechte Sple-
gelt die Wahrnehmung der Zeugen Jehovas 1n der Offentlichkeit wiıder. Nachdem
die Religionsgemeinschaft 1n der Spätphase der DIDR die „staatlıche Anerkennung“
erhalten hatte, bat S1C ach der Wıedervereinigung Deutschlands be] der Berliner
Senatsverwaltung die Bestätigung ihrer Rechtsstellung als Körperschaft des
öttfentlichen Rechts. Vorsorglich beantragte S1Ce zudem die Verleihung der Körper-
schaftsrechte. Die Berliner Senatsverwaltung lehnte 1aber beide Anträge ab /Zur
Begründung dafür, da{ß die Religionsgemeinschaft nıcht Körperschaft des Öötffent-
lıchen Rechts werden könne, stellte S1e VOT allem darauf ab, da{fß die Zeugen Jehovas
sıch weıgerten, demokratischen Wahlen teilzunehmen. Mıt dem Status eıner
Körperschaft des ötffentlichen Rechts se1 6S nıcht vereinbar, sıch dem Prozefß der
politischen Wiıllensbildung generell verweıgern.

Darauthin erhobh die Religionsgemeinschaft Klage und beantragte testzustellen,
da{fß s1e Körperschaft des ötfentlichen Rechts sel, hılfsweise, das Land Berlin Velr-

pflichten, ıhr dıe Rechtsstellung eiıner Körperschaft des öttentlichen Rechts Ver-

leihen. Vor dem Verwaltungsgericht Berlin und dem Oberverwaltungsgericht
Berlin hatte die Religionsgemeinschaft Ertolg. Dıie Gerichte vaben der Klage ZWaTr

nıcht 1mM Hauptantrag, ohl aber miı1t ıhrem Hılfsantrag S1e ührten Z

Begründung auUsS, da{fß 1ın Deutschland keıine Wahlpflicht bestehe un da{fß keine
Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestrebungen und gesetzwıdrıge Verhal-
tensweısen be1 den Zeugen Jehovas estünden.

Das Bundesverwaltungsgericht jedoch, das sıch LLUT och MmM1t dem Hılfsantrag
befassen hatte, hob dıe Urteile des Verwaltungsgerichts und des Oberverwaltungs-
gyerichts aut und wIı1es die Klage der Zeugen Jehovas auf Verleihung der KOörper-
schaftftsrechte ab Wıe für die Senatsverwaltung W al auch für das Bundesverwal-
tungsgericht entscheıdend, da{ß die Zeugen Jehovas prinzıpiell die Teilnahme
den Wahlen des demokratischen Staats ablehnten. Das Bundesverwaltungsgericht
deutete den Körperschaftsstatus für Religionsgemeinschaften VOT dem Hınter-
orund des hıstoriısch gewachsenen Verhältnisses VO Staat und Kırchen, das nıcht
durch strıkte Irennung un staatliche Indıfferenz, sondern durch wechselseitige
Zugewandtheıit un Kooperatıon gekennzeıichnet se1 Aus eiınem Verständnıis des
Körperschaftsstatus als Angebot des Staates ZAHT: Kooperatıon eıtete das Bundes-
verwaltungsgericht eıne 1ın den einschlägıgen Verfassungsvorschriften nıcht A4aUS-

drücklich normıierte Voraussetzung tür dıe Verleihung der Körperschaftsrechte
1ab die tür eıne dauerhafte Zusammenarbeıt unerläfßliche Loyalıtät gegenüber dem
demokratisch vertassten Staat >. Da die Gemeinschaft der Zeugen Jehovas die
Grundlagen der staatlıchen Exıstenz prinzıpiell 1ın rage telle, könne S1Ee nıcht VCI-

langen, VO Staat als Körperschaft des offentlichen Rechts l.ll’ld damıt als OoO0pe-
ratıonspartner anerkannt werden.

Gegen diese Entscheidung des Bundesverwaltungsgericht hat dıie Relig10ns-
gemeıinschaft der Zeugen Jehovas Vertassungsbeschwerde be1 dem Bundesverfas-
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sungsgericht erhoben. Das führte abermals eiınem Ertolg der Zeugen Jehovas.
[)as Bundesverfassungsgericht yab der Verfassungsbeschwerde und hob das
Urteil des Bundesverwaltungsgericht auf. Allerdings hat das Bundesverfassungs-
gyericht och keine den Streıit abschließende Entscheidung getroffen. Das Bundes-
verfassungsgericht verwıes die Sache vielmehr das Bundesverwaltungsgericht
zurück, weıl 1mM Verftahren VOT den Verwaltungsgerichten offen geblieben WAal, ob die
Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas durch die Ablehnung VO Bluttrans-
fusiıonen das Recht auf Leben und die körperliche Unversehrtheit antaste, ob die
VO ıhr empfohlenen Erziehungspraktiken das Wohl der Kınder beeinträchtigten
und ob Grundrechte Dunıtter, etwa Austrittswilliger, vgewahrt heben.

Nach allem konnte CS nıcht überraschen, da{f auch die Reaktionen auf das Urteil
des Bundesverfassungsgerichts gahnz unterschiedlich austielen. Überschwenglicher
Zustimmung, die sıch etwa2a 1n der Charakterisierung des Urteıls als „Magna Charta
des polıtischen Liberalismus“ außern, stehen kritische Stimmen gegenüber / und
solche, dıe die Entscheidung als AUSSCWORCH loben und 1ın ıhr eiınen klugen
Mittelweg des Gerichts erkennen®. In der Tat wırd INan ber die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts streıten können eiıne reiın Juristische Analyse, die sıch

den Anforderungen der jJuristischen Methodik und Argumentatıon orıentiert,
fällt dabe!1 überwıegend kritisch AaUS$S

Interessanter als die 7A0 Entscheidung stehende rage, ob dıe Zeugen Jehovas als
Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannt werden mussen, 1St der Blick über
den konkreten Rechtsstreit hınaus darauf, welche Bedeutung die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts für das gyeltende Staatskirchenrecht und selne weıtere Ent-
wicklung haben annn Es lıegt nahe, da{fß die Entscheidung auch für diejenıgen
Gemeinschaften VO  e Bedeutung 1St; die ebentalls Antrage auf Verleihung der KOorper-
schaftsrechte gestellt haben (wıe mehrere muslimiısche Verbände) oder den Antrag
beabsichtigen (wıe angeblich die „Church of Scientology“). Allein die Zeugen Jeho-
Vas boten dem Bundesverfassungsgericht keinen Anlaßß, sıch solchen (3emeın-
schaften außern, die 1ne „theokratische Ordnung“ anstreben. Das Gericht hatte
gSahz offensichtlich weıtere Gemeinschaften, die die Körperschaftsrechte anstreben,
1MmM Blick. ber die Bedeutung des Urteıls weılst och darüber hinaus. Es 1M
Hınblick auf das Staatskirchenrecht insgesamt 1NEUC Akzente, die VOT dem Hınter-
grund veränderter relig1öser und konftessioneller Verhältnisse in Deutschland gesehen
werden mussen. Der wesentliche Gesichtspunkt 1st dabei, dafß die grundrechtliche
Religionsfreiheit 1ın ıhrer Bedeutung für das Staatskirchenrecht aufgewertet wurde

Die Bedeutung des Körperschaftsstatus für Religionsgemeinschaften

Körperschaften des öffentlichen Rechts sınd ach dem üblıchen, verwaltungsrecht-
lıchen Verständnıis durch staatlichen Hoheitsakt geschaftfene, öffentlich-rechtliche
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Vereinigungen, die miıtgliedschaftlıch organısıert, aber VO Wechsel der Mıtglieder
unabhängig sınd, und die bestimmte hoheitliche Aufgaben wahrnehmen. Beispiel-
haft sınd eLwa die Gemeinden und Kreıse (sogenannte Gebietskörperschaften)
SOWI1e die berufständischen Kammern W1€ Anwalts- und Arztekammern (SOge-
Nannte Personalkörperschaften). Mıt diesen Körperschaften 1mM verwaltungsrecht-
lichen Sınne hat dıe korporierte Religionsgemeinschaft wen1g gemeın. War annn
auch S$1e teilweıise hoheitlich tatıg werden, eLtwa be1 der Erhebung VO Kirchen-
Steuern, doch wiırd s1e weder VO staatlıcher Seıite errichtet, och nımmt S1e staatlı-
che Aufgaben wahr. S1e 1St Körperschaft SU1 gener1Ss, die VOT allem AaUus historischen
Gründen, 1aber auch mangels eiıner besseren Alternative diese Rechtsftorm hat b7zw.
erwerben annn Das sıeht das Grundgesetz VOT 1n seiınem Art 140 („Die
Bestimmungen der Artıikel 136, 17 156 139 und 141 der deutschen Verfassung
VO 14 August 1919 sınd Bestandteıl dieses Grundgesetzes.“) und der durch diese
Norm 1in das Grundgesetz inkorporıierten Bestimmung des Art 137 Abs der
Weı1marer Reichsverfassung MmMI1t dem Wortlaut:

„Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öttentlichen Rechtes, SOWeIlt sS1e solche
bısher Anderen Religionsgesellschaften sınd aut ıhren Antrag gleiche Rechte gewähren,
WE S1e durch ihre Verfassung und die ahl ıhrer Miıtglieder die Gewähr der Dauer bıeten.

Z den SOgENANNLEN geborenen Korporatıonen ach Art 140 1L Art L3
Abs Sat7z WRV zählen die christlichen Großkirchen, die 1n ıhren höchsten
Organısationsgemeinschaften (Landeskirchen, Dıiözesen), aber auch 1n iıhren
Untergliederungen (Pfarrgemeinden A} Körperschaftsqualität haben l Dıie SORC-
Nannten gekorenen Korporatiıonen erhalten die Rechtsstellung eıner Körperschaft
des öffentlichen Rechts durch staatlıchen Hoheıitsakt, W CII S1e dies beantragen und
die Voraussetzungen des Art 140 1: Art 13 Abs Satz WRV erftüllt
siınd Bıslang haben auf diese Weıse eıne Reihe kleinerer Religionsgemeinschaften
den Körperschaftsstatus erhalten, 7ARL Beispiel die Neuapostolische Kırche, der
Bund Freıer evangelıscher Gemeinden 1n Deutschland un die Gemeiinschaft der
Sıebenten- Tags-Adventisten.

Von Vorteil 1St der Körperschaftsstatus für Religionsgemeinschaften VOT allem
des Rechts ZUrFr Erhebung VO (Kırchen-) Steuern ach Art 140

Art 157 Abs WRV. ach dieser Regelung sınd 1Ur diejenıgen Religions-
gemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, berechtigt, ach
niäherer MafiSsgabe der Kırchensteuergesetze der Länder Steuern erheben.
Darüber hınaus 1sSt mı1t dem Körperschaftsstatus die Dienstherrenfähigkeıit verbun-
den, also dıe Befugnis, Beamte haben und somıt Dienstverhältnisse begrün-
den, die nıcht dem Arbeitsrecht und dem Sozialversicherungsrecht unterliegen.
uch genıeßßen Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des ötffentlichen
Rechts sınd, zahlreiche Vergünstigungen und Befreiungen 1m Steuerrecht SOWI1e 1mM
Kosten- un: Gebührenrecht. Religionsgemeinschaften mı1t Körperschaftsstatus
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sınd als JIräger der freiıen Jugendhilfe anerkannt ( L3 Abs SGB und kön-
LE als solche etwa Träger VO  - Kındergärten se1n. Sıe stellen Beıisıtzer 1ın der
Bundesprüfstelle ach dem (zesetz ber die Verbreitung jugendgefährdender
Schriften und Medieninhalte S Abs Satz Nr. G)SM) In Zzanz unterschied-
lıchen Angelegenheıten, W1e€ etwa der Bauleitplanung ( Abs Satz Nr.

BauGB) und 1m Bereich der Sozialhiltfe ($ mu{ aut die Interessen kor-

porıerter Religionsgemeinschaften Rücksicht werden. Jenseıts der
rechtlich £1Rbaren Vorzuge des Körperschaftsstatus geht mıt seıner Verleihung
schließlich eın erheblicher Prestigegewınn einher 11

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

Das Bundesverfassungsgericht stellt iın seiınem Urteil VO 19 Dezember 27000 14
zunächst test, da{ß die Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas 1m Sınne VO A
140 AÄATt 137 Abs Satz WRV „dıe Gewähr der Dauer“ bietet. Ihr
Glaube das bevorstehende Ende der Welt stehe dieser Einschätzung nıcht(
SCIL Denn der relig1Öös neutrale Staat dürfe dıe Religionsgemeinschaft 1m Hınblick
auf ıhre relıg1ösen Vorstellungen nıcht gleichsam beim Wort nehmen. Im übrıgen
habe die Religionsgemeinschaft weıter Bestand, obwohl bereıts mehrtach eın VO  -

den Zeugen Jehovas vorhergesagter Weltuntergang nıcht stattgefunden habe
Sodann wendet das Gericht sıch den ‚ungeschriebenen Voraussetzungen” für die

Verleihung der Körperschaftsrechte Es begründet dıe grundsätzliche Notwen-

dıgkeıit VO Voraussetzungen, die sıch AaUuUs dem Text des Art 140 1. Art

137 Abs Satz WRV nıcht ergeben, 1m wesentlichen mıt den hoheitlichen
Befugnissen und den Vergünstigungen, dıe den Religionsgemeinschaften aufgrund
der Körperschaftsstatus zukommen; 65 gelte die Getahr des Mißbrauchs dieser
Vorteıile z Nachteıl der Religionsfreiheit der Mitglieder und anderer Vertas-

sungsguter 1bzuwehren:
„Beı der Bestimmung der Voraussetzungen, denen eıne Religionsgemeinschaft den Status eıner

Körperschaft des öffentlichen Rechts erlangen kann, mu{ deswegen auch dıe Verantwortung des
Staates ZUT Geltung yebracht werden, welche das Grundgesetz ıhm auferlegt. Es o21Dt ıhm die Achtung
un! den Schutz der Menschenwürde als des tragenden Konstitutionsprinz1ıps un: obersten rund-

der freiheitlichen, demokratisch vertafßten Grundordnung AI (Art. Abs G  , un:! VeEeI-
CC 13

pflichtet ıh: ZULE: Wahrung un! Zzu Schutz der Grundwerte der Vertassung.

uch verweıst das Bundesverfassungsgericht auf Art Abs wonach

privatrechtlich organısıerte Vereinigungen verboten werden können, WEenlnl ıhre
7wecke oder ıhre Tätigkeıit den Strafgesetzen 7zuwiderlaufen oder sıch dıe

verfassungsmäßıge Ordnung oder den Gedanken der Völkerverständigung
richten.
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Im einzelnen verlangt das Bundesverfassungsgericht, da{fß die Religionsgemein-
schaft, die dıe Körperschaftsrechte beantragt hat,; rechtstreu ist: Innerhalb W1e€e
außerhalb des Bereichs hoheitlichen Handelns habe die Religionsgemeinschaft W1€e
jeder Bürger „dıe staatsbürgerliche Pflicht ZT Beachtung der Gesetze“ Allerdings
stelle nıcht jeder einzelne Verstofß Rechtsnormen die Gewähr rechtstreuen
Verhaltens 1n rage. uch den korporierten Religionsgemeinschaften se1 65 unbe-
NOINIMNEN, Meıinungsverschiedenheiten mıt staatlıchen Behörden darüber, 1m
Einzeltall die der Religionsfreiheit un: dem relig1ösen Selbstbestimmungsrecht
durch das (seset7z (Grenze verlaufe, durch die Gerichte klären lassen.
Eın VO  a} der Religionsgemeinschaft erhobener Vorbehalt, 1mM Kontftliktfall den
Glaubensgeboten mehr gehorchen als den Geboten des Rechts, stehe mI1t
Rücksicht aut die Religionsfreiheit der Verleihung des Körperschaftsstatus jeden-
talls solange nıcht 1m Weg, W1€ die Religionsgemeinschaft 1im Grundsatz bereit sel,
Recht un (seset7z achten un sıch 1n die verfassungsmäfßige Ordnung einzutfü-
SCH Die Religionsgemeinschaft, dıe den Status eıner Körperschaft des öffentlichen
Rechts erwerben wolle, musse iınsbesondere die Gewähr datür bıeten, da{ß ıhr künf-
t1ges Verhalten die 1n Art 79 Abs umschriebenen tundamentalen Vertas-
sungsprinzıpılen, die dem staatlıchen Schutz 2NVerLrautien Grundrechte Drıtter
SOWI1e die Grundprinzıpien des treiheitlichen Religions- un: Staatskirchenrechts
des Grundgesetzes nıcht gefahrde:

AT Abs entzıieht dıe 1n Art Abs un! Art. AB nıedergelegten Grundsätze
jeglicher Änderung. Das Grundgesetz erklärt damıt neben dem 1n Art. Abs verankerten
Grundsatz der Menschenwürde un den VO ıhm umta{ften Kerngehalt der nachfolgenden
Grundrechte auch andere (sarantıen für unantastbar, dıe 1ın Art. 70 testgehalten sınd Dazu
gehören die Prinzıpien VO Rechtsstaat Un Demokratie... Eıne systematische Beeinträchtigung der
Gefährdung dieser N: Grundgesetz autf Dauer gestellten Grundsätze darf der Staat nıcht hinnehmen,
uch nıcht VO Seıten eıner als Körperschaft des öttentlichen Rechts vertaßten Religionsgemeın-
schaft.“

An dıe einzelnen Grundrechte selen die korporierten Relig1onsgemeıinschaften,
SOWeIlt S1e außerhalb des Bereichs hoheitlicher Befugnisse handelten, nıcht
mıiıttelbar gebunden. Di1e Verleihung des Status einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts bınde S1e aber die Achtung der fundamentalen Rechte der Person, die Teil
der verfassungsmäßigen Ordnung sel. Das Grundgesetz unterstelle dıe Menschen-
würde und andere Grundrechte dem Schutz der Vertassung. So verpflichte CS den
Staat, menschliches Leben und die körperliche Unversehrtheit schützen. Kınder
könnten staatlichen Schutz ihres Grundrechts AaUS Art Abs und Abs Satz

beanspruchen; dabej bılde das Kındeswohl den Richtpunkt für den staatlıchen
Schutzauftrag A4aUsSs Art Abs Satz Die Religionsfreiheit A Art Abs
und ordere VO Staat, den einzelnen und relig1öse Gemeinschaften VOTL

Angrıffen und Behinderungen VO Anhängern anderer Glaubensrichtungen oder
konkurrierender Relig10nsgruppen schützen.
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Der Staat dürtfe eınen Status, der besondere Machtmiuttel und eiınen erhöhten
Einflufß ın Staat und Gesellschaft vermittle, nıcht einer Religionsgemeinschaft VT

leihen, die einzuschreiten ZUuU Schutz oyrundrechtlicher Rechtsgüter
berechtigt oder AaAl verpflichtet ware. Der Körperschaftsstatus sSEe1 zudem 1n das
treiheitliche Staatskirchenrecht eingebettet. Iieses ıhm Grenzen, dıe auch die
miıt dem Körperschaftsstatus ausgestatteten Religionsgemeinschaften achten mu{ßs-
LE  =) Ihr Verhalten dürfe die staatskirchenrechtlichen Grundsätze nıcht beeinträch-
tıgen oder gefaährden. Das Grundgesetz verbiete die Verleihung des Status einer
Körperschaft des öffentlichen Rechts eıne Religionsgemeinschaft, die nıcht die
Gewähr dafür biete, da{ß das Verbot eiıner Staatskirche SOWIEe die Prinzıpien der
Neutralıtät und Parıtät unangetLastelL blieben.

Anderseits sEe1 beachten, da{fß die rechtlichen Anforderungen eıne Relig10ns-
gemeıinschatt, die Körperschaft des öffentlichen Rechts werden wolle, nıcht ihrer-
SeIts 1n Wıderspruch den prinzıpilellen Wertungen des verfassungsrechtlichen
Religions- un! Staatskirchenrechts gerieten. egen des Grundsatzes der relig10s-
weltanschaulichen Neutralıtät dürfe der Staat eıne antragstellende Religionsge-
meıinschaft nıcht ach ıhrem Glauben, sondern TRÜHT: ach ıhrem Verhalten beurte1i-
len. Der als Körperschaft des öffentlichen Rechts vertaßten Religionsgemeinschaft
bleibe 65 ZW ar unbenommen, ıhr Verhältnis anderen Religionen ach ıhrem
Selbstverständnis gestalten, solange sS1e den verfassungsrechtlichen Ordnungs-
rahmen nıcht beeinträchtige. Das se1 etwa der Fall, WEeNn S1e auf die Verwirklichung
einer theokratischen Herrschaftsordnung hıiınwirke. 1nNe darüber hinausgehende
Loyalıtät zr Staat könne aber nıcht verlangt werden. Die korporierten Religions-
gemeinschaften selen nıcht verpflichtet, ıhr Wırken den Interessen und Zielen
des Staates auszurichten, weıl dıe Religionsfreiheit CS ıhnen überlasse, W1€ S1e den
iıhnen eröffneten Freiheitsraum austüllten. Außerdem sE€1 ‚Loyalıtat" ein Be-
or1ft, der auch auf eıne ınnere Disposıtion und nıcht EK aut eın außeres Verhalten
ziele. Unter dem Grundgesetz könne nıcht 7ie] eiıner Verleihung des KOrper-
schaftsstatus se1n, eıne Religionsgemeinschaft durch Privilegien T: Kooperatıon
miıt dem Staat anzuhalten. Das Grundgesetz ermöglıche 1nNne usammenarbeit der
Religionsgemeinschaften MmMI1t dem Staat, mache sS$1e 1aber nıcht Z Bedingung.

Auf der Grundlage dieser Ma{stiäbe kam das Bundesverfassungsgericht ZUuU

Ergebnıis, da{fß das VO den Zeugen Jehovas MmMI1t ıhrer Verfassungsbeschwerde aNSC-
oriffene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts unrıchtig se11> VT habe das Bun-
desverwaltungsgericht zutreffend ANSCHOMMMNCIL, da{fß der Religionsgemeinschaft der
Zeugen Jehovas der Körperschaftsstatus nıcht schon ıhrer grundsätzlichen
Haltung 7A08 Staat versagt werden dürfe, auch wenn sS1e 1n iıhren relig1ösen Lehren
den Staat als „Bestandteıl der Welt Satans“ ansehe. Die Religionsgemeinschaft
akzeptiere 1n ıhrem tatsächlichen Verhalten den Staat als »”  on (35 OT gyeduldete
Übergangsordnung“. ber das rel1g10se Verbot der Teilnahme staatlıchen Wah-
len rechttertige nıcht dıe Versagung des Körperschaftsstatus.
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Zu den ach Art 79 Abs nıcht antastbaren Bestandteıilen des Grund-
gehöre das Demokratieprinzı1p. Die Religionsgemeinschaft der Zeugen

Jehovas oreite das Demokratieprinzıp als solches jedoch nıcht S1e wolle nıcht
die Demokratie durch eıne andere Staatstorm Ihre Bestrebungen se]en
apolitisch, S1e richteten sıch auf eın Leben Jenseı1ts des politischen Gemeinwesens.
In den ber 100 Jahren iıhres Bestehens stelle die Religionsgemeinschaft der Zeugen
Jehovas auch mangels Eintflusses auf Nıchtmuitglieder keine reale Getahr für die
Demokratie dar. Deshalb sSEe1 ıhr Verhalten vegenüber staatlıchen Wahlen eın (Ge-
sıchtspunkt, der ZW ar be1 der gebotenen typısıerenden Gesamtbetrachtung
Berücksichtigung finden könne. Er 1aber für sıch alleın die Annahme einer
Gefährdung der unantastbaren Gehalte des Demokratieprinzıps nıcht. Es sSe1 NUunNnN-

mehr den Fachgerichten aufgegeben überprüten, ob dıe staatlıchem Schutz
aAnverirautfen Grundrechte Dritter eıner Verleihung des Körperschaftsstatus die
Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas entgegenstünden.

Der verfassungsrechtliche Sınn des Körperschaftsstatus
Indem G1 die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verleıht,
OÖrdert der Staat die betreffende Religionsgemeinschatt. Weil die Körperschafts-
rechte T: aut Antrag verliehen werden, braucht keine Religionsgemeinschaft
fürchten, S1€e werde ıhren Wıiıllen staatlıch unterstutzt. Vor diesem Hınter-
orund konnte der Antrag der Zeugen Jehovas auf Verleihung der Körperschafts-
rechte überraschen. Die Zeugen Jehovas haben bislang eın ausgesprochen distan-
ziertes Verhältnis Zr Staat gepflegt. Parteıen, Gewerkschaften, Regjierungen un:!
andere politische Instiıtutionen werden dem Herrschaftsbereich des Satan ZUSC-
rechnet. Der Zeuge Jehovas 1St angewı1esen, sıch VO der Politik ternzuhalten 16.
Nıcht ohne rund 1St deshalb gefragt worden, eıne Gemeinschaftt, mıiıt dem
Körperschaftsstatus das Gütesiegel eıner Organısatıon erwerben will, die S1e dem
Herrschafttsbereich des Satan zurechnet L

Miıt seıner Charakterisierung als staatlıche Fördermafßnahme sınd Bedeutung und
Funktion des Körperschaftsstatus 1mM Gesamtzusammenhang des Staatskirchen-
rechts angesprochen. Die Vorschriften des Art 140 Art 137 Abs
WRV ber die Rechtsstellung VO Religionsgemeinschaften als Körperschaften des
öffentlichen Rechts zählen neben dem Verbot der Staatskirche 1ın Art 140 1:

Art 134 Abs WRV und dem Selbstbestimmungsrecht der Relıg1onsgemeın-
schaften aus Art. 140 Art 137 Abs WRV den tragenden Siulen
des deutschen Staatskirchenrechts, SOWeılt 65 1n der Verfassung ausdrücklich HOI -

miert 1St Die staatskirchenrechtliche Funktion des Körperschaftsstatus besteht
zunächst darın, den Religionsgemeinschaften rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten

die and geben (Kırchensteuer, Dienstherrenfähigkeıit a.), die ihnen als
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privatrechtlich organısıerte Verbände nıcht ZULI Verfügung stehen. Insofern Mag
111all den Körperschaftsstatus als Erganzung des Selbstbestimmungsrechts der
Religionsgemeinschaften deuten.

Zugleich stellt sıch diese Rechtstorm tür Religionsgemeinschaften als ein Instru-
ment dar, das den staatlichen Interessen eıner Förderung VO Religion und
Religionsgemeinschaften dient L Schon damıt 1st der Sınn des Körperschaftsstatus
1m größeren staatskirchenrechtlichen Kontext angesprochen: Diese esondere
Rechtsform bringt die Religionsgemeinschaften 1n eın besonderes Verhältnis YAß

Staat Die staatskirchenrechtliche Funktion des Körperschaftsstatus besteht darın,
dıe korporıierten Religionsgemeinschaften 1n eın partnerschaftliches, auf oO0pe-
ratıon angelegtes Verhältnıis 7A58 Staat bringen. Mıt dem Körperschaftsstatus
honoriıert der Staat die vieltaltige Arbeit der Religionsgemeinschaften 1m Dienst des
Gemeinwohls. Der Staat sıeht, da{fß nıcht 1L1UT CI selbst, sondern VOTI allem auch die
Kirchen und andere Religionsgemeinschaften sıch das Gemeinwohl verdient
machen. Mıt dem Körperschaftsstatus anerkennt die Verfassung, da{fß die Kırchen
sıch W1€ NUr der Staat prinzıpiell une1gennNütz1g den SaNzZCH Menschen
und die Gesellschaft bemühen !?. Die Verfassung geht davon aUs, da{fß nuch
das Wıiıirken anderer Religionsgemeinschaften 1n diesem Sınn dem Gemeinwohl
zuträglich 1ISt, und sieht auch für S1Ee dıe Möglıichkeıit VOIL, den Körperschaftsstatus

erwerben. Der Körperschaftsstatus bringt die betreffenden Religionsgemein-
schaften 1n eın besonderes Verhältnis 7A0 Staat, das Man durchaus mıt der Formel
„Nähe 7A68 Staat“ kennzeichnen aM Z Der Körperschaftsstatus bıldet zugleich
Konsequenz und Gegengewicht ZUT Trennung VO Staat und Kirche ach Art 140

1. Art 137 Abs W RV. Er bringt besonders deutlich FAusdruck, da{fß
dıe Irennung VOIN Staat und Kırche dem Grundgesetz nıcht rigoros-absolut
se1ın soll, sondern da{ß der Staat sıch den Religionsgemeinschaften 7zuwendet.
er Körperschaftsstatus 1St für „verständıge 7Zusammenarbeıt  <C21 7zwıschen Staat

und Religionsgemeinschaften geschaffen. Die Funktion des Körperschaftsstatus,
partnerschaftliche Kooperatıon 7wischen Staat und den betreffenden Religionsge-
meıinschatten ermöglichen, kommt 1n der Entstehungsgeschichte der Vorschriuft
1n der We1marer Nationalversammlung un auch 1n der eıt VOI 1919 die die
Nationalversammlung anknüpfte, deutlich ZU Ausdruck. Es tinden sıch zahlrei-
che Anhaltspunkte dafür, da{fß die Anerkennung VO Religionsgemeinschaften als

Körperschaften des öffentlichen Rechts als Grundlage für eıne besondere Stellung
gegenüber dem Staat 1n dıe Verfassung VO We1mar und damıt spater 1ın das

Grundgesetz aufgenommen wurde.??
Schon lange eıt VOL Erlafß der We1i1marer Verfassung wurden Vorläuter des heu-

tıgen Körperschaftsstatus 1n der staatlichen Rechtsordnung verwendet, (be
stımmte) Religionsgemeinschaften mıiıt Vergünstigungen 4USZUSTAtFtEI Das preufßi-
sche Allgemeıine Landrecht VO 1794 eLtwa teılte die Religionsgemeinschaften 1n
VO Staat ausdrücklich bzw. öffentlich aufgenommene Kirchengesellschaften (I1
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11 ALR) und lediglich genehmigte Kirchengesellschaften (1I 70 ALR) eın
Den oötffentlich aufgenomrnenen Gemeinschaften wurde durch Gewährung ZEW1S-
SCTI Privilegien, die anderem das Wırken 1n der Offentlichkeit betrafen, eiıne
Stellung 1mM öttfentlichen Leben zugewlesen. S1ıe wurden über andere dem Staat
unterwortene Gruppen hinausgehoben Z

uch 1in der staatskirchenrechtlichen Liıteratur, 1n der des Jahrhunderts zumal,;
wurde der Körperschaftsstatus 1n dem Sınn gedeutet, da{fß solchen Religions-
gemeinschaften zueıgen sel, dıe Z Staat 1n eıner besonderen Beziehung stehen und
auf se1ne berechtigten Interessen zumındest Rücksicht nehmen. Eın solches
Verständnis Alt sıch etwa be1 Robert VO Mohl,; Rudolph Sohm un: Wıilhelm ahl
nachweısen?*. Hıeran knüpfte die Nationalversammlung VO We1mar Ungeachtet
VO  a Unklarheıten, die 1mM Hınblick auf den Körperschaftsstatus zunächst bestanden,
und obwohl be1 den Beratungen auch Vorbehalte den Körperschaftsstatus für
Religionsgemeinschaften vorgebracht wurden, entschied der Verfassungsausschufß
der Nationalversammlung sıch bewuft eıne Herabstufung der Kırchen PI1;
vatrechtlichen Vereinigungen. Charakteristisch 1St insowelıt das Votum Adolf VO

Harnacks, der betonte, da{ß die Kirchen „nıcht MIt ırgendwelchen Kegelgesell-
schaften aut eiıne Stufe“ gestellt werden dürtten > och wollte I11all die christlichen
Kıirchen auch nıcht gegenüber anderen Religionsgemeinschaften grundlegend bevor-

Kırchen und andere Religionsgemeinschaften sollten auf höherem als dem
rein privatrechtlichen Nıveau gleichgesetzt werden. Sıe sollten, W1e€e der Bericht-
erstatier des Verfassungsausschusses 1in der Nationalversammlung Josef Mausbach
tormulıierte, AI eine deale, kulturbedeutsame, staatsrechtliche Höhe“ erhoben W.CTI -

den, und ZWAT als Zeichen der „Wertschätzung der soz1alen Kräfte der Religi0on und
iıhrer Bedeutung tür das öffentliche Leben“ 26.

Religionsgemeinschaften, dıe Körperschaften des ötfentlichen Rechts sınd, neh-
ILNECN Gemeinschaftsinteressen 1m Bereich des Offentlichen wahr. Deshalb TAartel

der Staat S$1€e mı1t (hoheitlichen) Befugnissen aUuUs, die sıch 1LL1UTL ıhm selbst zustehen.
Voraussetzung dafür 1St, da{ß dıe Religionsgemeinschaft bereıt 1St, 1n ıhrem
Bemühen das Gemeimwohl MmM1t staatlıchen Stellen zusammenzuarbeiten. Davon
geht dıe Vertfassung AaUS, WENA S1e bestimmt, da{ß dıe korporierten Religionsgemein-
schaften „aufgrund der bürgerlichen Steuerlisten“ Steuern erheben (Art 140 1

Art. 137 Abs WRV) un:! ihnen dadurch Zugriff autf die Personenstands-
bücher un:! Auskunftsrechte vyegenüber Meldebehörden einräumt.

In der Folge dieser Zuordnung VO Staat un korporierten Religionsgemeın-
schaften geht auch das eintache Recht vielen tellen VO partnerschaftlicher
usammenarbeıt Aaus. So gestattet 15 Abs des Bundesdatenschutzgesetzes die
Übermittlung personenbezogener Daten tellen der öffentlich-rechtlichen el1i-
vxionsgesellschaften denselben Voraussetzungen, W1€ S1€e staatlıche tellen
zulässıg 1St 10 Abs des Bundessozialhilfegesetzes schreıibt VOIlL, da{fß die Träger
der Sozialhilfe be1 der Durchführung dieses (jesetzes mı1t den „Kıirchen un: eli-
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yionsgesellschaften des öffentlichen Rechts“ SOWI1e den Verbänden der treien
Wohlfahrtspflege zusammenarbeıten und dabe1 deren Selbständigkeıt 1n Ziel-
SCETZUNG und Durchführung ıhrer Autgaben achten.

Fraglich 1st aber, ob der Sınn des Körperschaftsstatus, partnerschaftliche Ko-
operatıon 7zwischen Staat und Religionsgemeinschaften rechtlich fundıeren, be]
der Verleihung der Körperschaftsrechte berücksichtigt werden mu{fß oder ob Gs sıch
nıcht eiıne vorrechtliche blofße Verfassungserwartung handelt, deren Nıcht-
beachtung keine rechtlichen Folgen zeıtigt. Wer ZAUE Beantwortung dieser Frage
staatskirchenrechtlich argumentiert, also das Verhältnis VO Staat und Religions-
gemeinschaften 1in seıner rechtlichen Ausgestaltung durch Art 140 1: Art
137 {+ WRV 1mM Auge hat, kommt dem Ergebnis, da{ß der Gedanke partner-
schaftlicher Kooperatıon Bestandteil des geltenden Verfassungsrechts 1St und auf
die Bestimmung der ungeschriebenen Voraussetzungen tür dıie Verleihung des
Körperschaftsstatus VO Bedeutung 1st 27 Die Entstehungsgeschichte, der verfas-
sungsrechtliche Gesamtzusammenhang und das Telos des Art 140 Art
37 Abs WRV lassen be1 zutreffendem Verständnıis erkennen, da{fß der
Körperschaftsstatus die Religionsgemeinschaften nıcht U: 1n den Stand sSELIZEN soll,
hoheitliche Befugnisse auszuüben. Vielmehr bringt der Körperschaftsstatus die
Religionsgemeinschaften 1n eın Verhältnis wechselseıtiger Zugewandtheıt und KG

operatıon 7A08 Staat. Dıe Verfassung selbst o1bt dies deutlich erkennen. Art 140
1 Art 137 Abs WRV eröffnet nur den korporierten Religionsgemeın-

schaften die Möglıichkeıt, „aufgrund der bürgerlichen Steuerlisten“ Steuern
ergeben. Der damıt verbundene Zugriff auf die Personenstandsbücher und
Auskunftsrechte gegenüber den Meldebehörden 1sSt 1Ur tragbar, Wenn die elı-
y10onsgemeınschaft bereıt iSt, eın partnerschaftlıches, auf Kooperatıon angelegtes
Verhältnıs Zu Staat pflegen.

Za dem anderen Ergebnis kommt dagegen, WT den Körperschaftsstatus VO dem
Grundrecht der Religionsfreiheit 1n Art Abs und her deutet. Auf dieser
Linıe lıegt jetzt das Bundesverfassungsgericht: „Dıie Gewährleistungen der We1-

Kirchenartikel sind funktional autf die Inanspruchnahme un Verwirk-
lıchung des Grundrechts der Religionsfreiheit angelegt.“ 28 Im Kontext des Grund-

se1 der den Religionsgemeinschaften in Art 3 Abs Satz WRV AaNLZC-
botene Status eıner Körperschaft des öffentlichen Rechts eın Mittel ZT: Entfaltung
der Religionsfreiheıit. Folgerichtig stellt das Bundesverfassungsgericht den kor-
porıerten Religionsgemeinschaften die Kooperatıon mıiıt dem Staat anheım, soweıt
S1e nıcht W1e€ beım Religionsunterricht 1n Art Abs unabdiıngbar 1St Indem
65 die Religionsfreiheıit AaUS Art Abs un Z maßgeblichen Aus-

yangspunkt für das Verständnıs der 1n das Grundgesetz inkorporierten Weı1marer
Kirchenartikel 1m allgemeinen und des Körperschaftsstatus 1im besonderen erhebt,

das Bundesverfassungsgericht eınen Akzent be1 der Interpretation des
verfassungsrechtlichen Staatskirchenrechts, der nıcht überzeugt, der 1aber für dıe
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weıtere Entwicklung dieses Rechtsgebietes VO weitreichender Bedeutung se1n
annn

Körperschaftsstatus als Miıttel ZUr Entfaltung der Religionsfreiheit?
In der rechtswissenschafttlichen Literatur 1sSt schon VOT Jahren dıe oröfßsere Bedeutung
der Religionsfreiheıit damıt begründet worden, dafi sıch eın Wandel vollzogen habe
VO eiınem christlichen Toleranzstaat hın eiınem relig1iös-weltanschaulich plura-
listiıschen Staat b7zw. eiınem „Staat der Glaubenstfreiheit“ 2' In der Tat 1St das
Staatskirchenrecht selt einıgen Jahren Veränderungen ausgesetzt, die W ar nıcht seıne
normatıven Grundlagen betreffen, ohl aber se1ne gesellschaftlıchen Rahmen-
bedingungen. Der Normenbestand des Staatskirchenrechts 1m Grundgesetz (insbe-
sondere 1n Art 4, E D3 140 GG), 1MmM eintachen Recht und 1n Vertragen 7zwiıischen
Staat und Kıirchen iST inhaltlıch weitgehend stabıl. ber der Mitgliederschwund der
Kırchen, denen heute 1Ur och weniıger als ( Prozent der in Deutschland ebenden
Menschen angehören, das Aufkommen Religionen in Mitteleuropa, allen

des Islam, 1aber auch SOgCENANNLE (Jugend-) Sekten, u die Pluralisierung des
relıg1ösen Lebens 1n Deutschland S haben Veränderungen geführt, die das
Staatskirchenrecht VO seınen gesellschaftlichen Grundlagen her beeinflussen. Es
unterliegt Wandlungen, die die VO Rudolt Smend Ü ach Erlafß des
Grundgesetzes angestofßene Diskussion ber den Bedeutungswandel staatskirchen-
rechtlicher Normen ebenso haben wieder autkommen lassen W1e Fragen danach, ob
das Staatskirchenrecht 1n der Krise steckt bzw. ob 65 zukunftsfaäahıg 1St 1

In der unmıiıttelbaren Nachkriegszeıt INAas sinnvoll BCWESCH se1n betonen, da{fß
das Grundgesetz (noch) freiheıitlicher konzıpiert 1St als die We1marer Verfassung.
Insbesondere U Sıcht der Religionsgemeinschaften, der christlichen Kırchen zumal,;
mu{fßste klargestellt werden, da{fi die /Zeıiten der Kirchenaufsicht der Vergangenheıit
angehörten. Es gelang aber nıcht, überzeugend darzustellen, da{fß die grundrechtliche
Religionsfreiheit auf diese eCLu«Cc Bewertung des Staatskirchenrechts entscheidenden
Einflufß hatte. In seiner Kommentierung des Art 140 AUS dem Jahre 1973 weılst
Theodor Maunz darauf hın, da{ß das Grundgesetz 1mM Hınblick auf die Religions-
treiheit nıchts bringt, W asSs dıe Weı1i1marer Verftassung nıcht schon hatte:
[E Neuartigkeıt kann jedenfalls nıcht darın bestehen, da{fß dıe 1m Grundgesetz für unverletzlich
erklärte Religionsfreiheit (Glaubens- un! Gewissenstreiheıit, SOWI1E Freiheıit des relıg1ösen und welt-
anschaulichen Bekenntnisses, auch Religionsfreiheit ZENANNLT, Art. GG) diıe kirchenpolitischen
Artıkel verändert haben könnte; enn das gleiche Verhältnis hatten während der Wei1marer Verfassung
uch dıe damalıgen Artıkel der Vertassung zueinander (einerseı1ts Art. 135 atz WRV: CAlle
Bewohner des Reichs genießen volle Glaubens- und Gewissensfreiheit“, andererseıts die nunmehr
inkorporierten Artikel). Es 1St. nıcht ersichtlıch, da{fß dıe damalıge Formulierung des Art. 135 WRV

CC 52schwächer SCWCSCIL seın sollte als die heutıige des Art.
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Umso wenıger überzeugt CD WEn heute 1im Zeichen vesellschaftlicher Ver-
änderungen, die die normatıve Basıs des Staatskirchenrechts nıcht erreichen, dıe
ogrundrechtliche Religionsfreiheit staärker betont wırd als och VOT Jahren. Das
Staatskirchenrecht des Grundgesetzes 1St eıne Rechtsmaterie, die W1€ aum ein
anderer Teıl der Verfassung tür yesellschaftliche Veränderungen offen 1St un iıhnen
rechtlich ohne weıteres Rechnung tragen annn Besonders anschaulich hat Ansgar
Hense dafür unlängst das Wort VO der „tlex1ıblen Kontinuintät“ gepragt ”.

Rıichtigerweise verweIılst das Bundesverfassungsgericht auch ga nıcht auf NTr
anderungen, denen die Interpretation des Verfassungsrechts Rechnung tragen
musse. [)as Gericht tührt vielmehr eıne Rechtsprechung fort, die die grundrechtlı-
che Religionsfreiheit aus Art Abs un! immer extensiver auslegt. IDiese
Judikatur erreichte mıt dem Beschlufß Z Kreuz 1ın bayerıischen Schulräumen VO

Maı 1995 ** einen vorläufigen Höhepunkt, als das Bundesverfassungsgericht
ohne nihere Prüfung den angeblich anthroposophisch inspırıerten Vortrag des
Beschwerdeführers ber das Wandkreuz als Zwangsinstrument mı1ıt „appellatıvem
Charakter“ Z Grundlage se1iner autf die Religionsfreiheıit gyestutzten (unrıchtigen)
Entscheidung machte.

Schon vorher hatte das Bundesverfassungsgericht dıe grundrechtliche Religions-
treiheit ımmer wıeder als umtassendes Recht des einzelnen gedeutet, se1n
Verhalten den Lehren se1nes Glaubens auszurichten un: seıner Glaubensüber-
ZCUSUNS gemäaißs handeln . Diese Deutung 1St schon be] einer auf genuln orund-
rechtliche Probleme beschränkten Betrachtungsweise durchgreifender Kritik A1L18-

ZESECTZL, die VOT allem darauf verweısen kann, da{fß die besonders extensive
Interpretation VO Art Abs und die Getahr mıt sıch bringt, da{fß die
grundrechtlichen Gewährleistungen konturenlos werden un: leerlaufen. Die
Grundrechtsidee wırd verwassert und ınflationiert D

Diese Getahr hat miıt dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts VO

Dezember 7000 1ın Sachen Zeugen Jehovas auch die staatskirchenrechtlichen Be-
stımmungen des Art 140 erreıicht. Inwıeweılt die Gewährleistungen der
Weı1marer Kirchenartikel „funktional auf die Inanspruchnahme und Verwirk-
lichung des Grundrechts der Religionsfreiheit angelegt“ sind, W1e€e das Bundes-
verfassungsgericht tormulıiert, annn TT auf der Grundlage einer dıtfterenzierten
Betrachtung beurteilt werden. Bestandteıl bzw. Erganzung grundrechtlicher
Religionsfreiheit sınd die relig1öse Vereinigungsfreiheıit AaUS Art 140 1:
Art 137 Abs W/RV und das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeın-
schaftften vemäaißs Art 140 Art Y Abs WRV. uch dıe negatıve
Bekenntnisfreiheıit gemäis Art 140 Art 136 Abs WRV un die NCZA-
t1ve Religionsausübungsfreiheit ach Mafißgabe VO Art 140 T: AA Art 136
Abs WRV sınd Teıl der Religionsfreiheıit. Daneben weIlst das durch Art 140

ınkorporierte Weı1marer Staatskirchenrecht aber auch Regelungen auf, die das
Verhältnis VO Staat un Kırche 1m institutionellen Rahmen betreffen, allen
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das Verbot der Staatskirche in Art 157 Abs WRV, aber auch der Gesetzgebungs-
auftrag ZUT Ablösung der Staatsleistungen an die Kirchen 1n Art 138 Abs WRV
SOWwIl1e die SOgENANNLE Kirchengutsgarantie 1n Art 1358 Abs W RV. Diese Vor-
schriften lassen sıch nıcht überzeugend prımär als Ausdruck yrundrechtlicher
Religionsfreiheit verstehen. Die Religionsfreiheit würde rannn ZU alltällıgen
„Weıichmacher“ staatskirchenrechtlicher Normen. S1e könnte C115 mühsam CITUNSC-
NCes staatskirchenrechtliches Gefüge, das sıch der Geltung des Grundgesetzes
hervorragend bewährt hat, aUus dem Gleichgewicht bringen.

uch der Körperschaftsstatus 1St eıner 1mM Ansatz grundrechtlichen Deutung
nıcht zugänglıch. Der gegenteılıge Versuch des Bundesverfassungsgerichts annn
sıch 1L1UTr auf die schmale Basıs berufen, da{ß W1£€E be1 der Religionsfreiheit auch bei
dem Körperschaftsstatus das 'Thema Religi0n geht. Be1 niherer Betrachtung
dient der Körperschaftsstatus 1L1UT mıttelbar der relıg10sen Selbstverwirklichung der
Burger 1mM Sınne grundrechtlicher Freiheit. Es handelt sıch ein staatskirchen-
rechtliches Instıtut, das die Beziehungen der Religionsgemeinschaften E: Staat
betritftt. Art 140 1 Art 1:3 Abs WRV erötffnet den Religionsgemein-
schaften eıne besondere Dımensıon, indem S1E der öttentlich-rechtlichen Sphäre
zugeordnet un: ıhnen dem öffentlichen Recht eigentümlıche Gestaltungsmög-
lichkeiten eingeräumt werden.

Die Vorschriften ber den Körperschaftsstatus 1n Art 140 Art 137
Abs WRV sınd mehr UOrganısationsnormen, als da{fß S1Ee grundrechtlichen Cha-
rakter haben Der Körperschaftsstatus bringt die Religionsgemeinschaften 1n e1in
Niäheverhältnis 713 Staat un verkürzt die durch ÄArt. Abs und VeCeI-

bürgte Dıstanz ıhm Art 140 ı. Art 13 Abs WRV statulert 1NSO-
tern der Religionsfreiheit geradezu gegenläufiges Verfassungsrecht ”. FEın Ver-
ständnıs des Körperschaftsstatus VO Religionsgemeinschaften, das VO der grund-
rechtlichen Religionsfreiheıit ausgeht, überzeugt daher nıcht. Die Rechtsstellung
VO Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts 5ßt sıch
verfassungsrechtlich L1UT 1m Kontext der staatskırchenrechtlichen Regelungen des
durch Art 140 1n das Grundgesetz inkorporierten We1marer Vertfassungs-
rechts, iıhrer Entstehungsgeschichte und Funktion verstehen. Demgemäfßs lıegt eın
Verständnıiıs der Funktion des Körperschaftsstatus als auf partnerschaftliche
Kooperatıon 7zwiıischen Staat und Religionsgemeinschaft gerichtet, das Ausdruck
des veltenden Verfassungsrechts ist, niher als die gegenteilige Deutung dieses Ziels
als blofße vorrechtliche Vertassungserwartung.

Ungeschrıiebene Verleihungsvoraussetzungen
Dieses Ergebnis hat für die Frage ach ungeschriebenen Voraussetzungen tür dıe
Verleihung des Körperschaftsstatus unmıttelbar Bedeutung. Da der Körperschafts-
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STAEUS verfassungsrechtlich (und nıcht 1L1UTr vorrechtlich) autf partnerschaftliche
Kooperatıon zwischen Staat und Religionsgemeinschaften angelegt ist;, annn
nıcht Relig1onsgemeıinschaften verliehen werden, die die verfassungsrechtlichen
Grundlagen des Staates nıcht anerkennen. [)as Wlr die Posıtion des Bundesverwal-
tungsgerichts, die das Bundesverfassungsgericht mıiı1t nıcht überzeugenden
Erwagungen zurückgewiesen hat INa 1n der Wahlverweigerung der Zeugen
Jehovas eıne Mifsachtung des Demokratiegedankens sıeht, die die Verleihung der
Körperschaftsrechte ausschlief(ßt (SO das Bundesverwaltungsgericht) und ob InNnan

die Notwendigkeıt partnerschaftlicher Kooperatıon mıt dem Begriff der Loyalıtät
zuspıtzen mufß, Xaa durchaus unterschiedlich beurteilt werden. Eindeutig dürfte
1aber jedenfalls se1N, da{ß eın partnerschaftlıches, auf Kooperatıon angelegtes
Verhältnis zwıschen dem Staat und eıner Religionsgemeinschaft nıcht bestehen
kann, WEeNn diese die Grundlagen der staatlıchen Ordnung ablehnt. Dazu dürften
neben der VO Bundesverfassungsgericht ZCENANNLEN Menschenwürde (Art Abs

GG), dem Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art Abs
GG) SOWI1e den 1n Art DAn nıedergelegten Staatsstrukturprinzıipien (insbeson-
dere das Demokratie- und das Rechtsstaatsprinz1p) auch die Sikularıtät des Staates
und die rechtliche Gleichstellung VO Mann und Tall gehören.

Allerdings kommt auch das Bundesverfassungsgericht dem Ergebnis, da{fß dıe
Religionsgemeinschaft, dıe 1in den Genufßß der Körperschaftsrechte kommen möchte,
ogrundlegende verfassungsrechtliche Wertentscheidungen (das Gericht spricht mehr-
tach VO „Grundwerten“) nıcht beeinträchtigen darf Die Begründung dieser HOr-
derung mıt Art 79 Abs überzeugt allerdings nıcht. In dieser Vorschriutt W.CI>=

den ZW ar grundlegende verfassungsrechtliche Wertentscheidungen ZENANNLT. ber
der Zusammenhang mıt dem Körperschaftsstatus für Religionsgemeinschaften 1sSt
nıcht ersichtlich. Größere Überzeugungskraft hat der 1inweıls des Bundesverfas-
sungsgerichts auf die tür privatrechtlich organısıerte Vereinigungen yeltende Bestim-
INUNS des Art Abs Ergänzend aıa auf die Vorschrift des Art Abs

verwıesen werden, ach der cselbst politische Parteıen, die selbstverständlich
unterschiedliche politische und damıt auch verfassungsrechtliche Grundvorstel-
lungen verfolgen können, die treiheıitliche demokratische Grundordnung nıcht be-
einträchtigen dürten. uch hätte die verfassungsrechtliche Legıitimität ungeschriebe-
HET Verleihungsvoraussetzungen, w1e das Bundesverfassungsgericht CS mıt seiınem
Verweıs auf die Menschenwürdegarantıe und welıtere „Grundwerte“ der Verfassung
andeutet, damıt begründet werden können, da{ß der Staat, WECI111 eiıner nıchtstaat-
lıchen Organısatıon hoheitliche Befugnisse verleıiht, dies 11UTr den Preıs VO

Anforderungen die rechtmäfßsige un: gemeinwohlunschädlıche Wahrnehmung
der Hoheitsrechte annn
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Fazıt

[)as Bundesverfassungsgericht hat mı1t seinem Urteil FABE Antrag der Zeugen
Jehovas autf Verleihung des Körperschaftsstatus eıne 1n der Begründung strecken-
welse nıcht überzeugende, 1mM Ergebnis für den konkreten Rechtstreıit akzeptable
und 1n ıhren Auswirkungen auf die weıtere Entwicklung des Staatskirchenrechts
nıcht unbedenkliche Entscheidung getroffen. Das Gericht deutet den Körper-
schaftsstatus, anders als das Bundesverwaltungsgericht, nıcht 1mM staatskır-
chenrechtlichen Zusammenhang der Kooperatıon VO Staat un:! Religi0onsge-
meıinschatt. Das Gericht sıeht den Körperschaftsstatus demgegenüber als Ausdruck
der grundrechtlichen Religionsfreiheit. Daftür können verfassungsrechtlich ber-
zeugende Gründe nıcht genannt werden. och gebührt dem Gericht Anerkennung
dafür, da{fß CS die korporierten Religionsgemeinschaften gleichwohl auf vertas-
sungsrechtliche Grundentscheidungen verpflichtet, die Ausdruck eıner VOT allem
christlich gepragten Rechtskultur sind, aber auch VO nıchtchristlichen, etwa INUS-

liımischen Gemeinschaften anerkannt werden mussen un! können. Dadurch, da{fß
das Bundesverfassungsgericht darauf besteht, da{fß korporierte Religionsgeme1n-
schaften grundlegende verfassungsrechtliche Wertentscheidungen nıcht beeinträch-
tıgen dürfen, beugt CS einer Entwertung des Körperschaftsstatus VO  —$ Diese Rechts-
torm bleibt eın „Gütesiegel“, das der Staat W1€ bisher anknüpften kann, WenNnn

Religionsgemeinschaften iıhres gemeinwohldienlichen Wıirkens 1n seıne
Entscheidungsprozesse einbeziehen 31l
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BVeriG, Urteil 19 WT 2000 ByR 500/97, BVertGE 102, 370; auch abgedruckt ın EuGRZ 2001, 659 SOWI1E (nur
dıe Entscheidungsgründe) 1N: NJ W 2001, 429; das Urteıl 1Sst auch veröffentlicht http://www.bundesverfassungs-
gericht.de SOWI1e http://www.staatskirchenrecht.de.

Lınk, Zeugen Jehovas Körperschaftsstatus, ın: ZevKkR 4 5 (1998)
Dokumentatıiıon des Vertfahrens mıt allen mafßgebliıchen Dokumenten 1M Originalwortlaut In:

Anerkennungsverfahren der Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas ın Deutschland 90-19 hg Religions-
gemeinschaft der Zeugen Jehovas 1n Deutschland (Selters/ Taunus 1999

Berlin, VwZ 1994, 609; OVG Berlın, VwZ 1996, 478
BVerwGE 105, 142 (120 {f., 126 f.); der Entscheidung Hollerbach, Anmerkung 1n JZ 1997 1I4/: Tiıllmanns,

ur Verleihung des Körperschaftsstatus Religionsgemeinschaften, 1nN: DOV 1999 441; Thüsıng, Kıirchen-
autonomıe Staatsloyalıtät, 1N: DOV 1998, 25

Geyer, Satanısche Leıtsätze, IN} FAZ, DA 1 2000, 49
Etwa Hıllgruber, Was der Staat verlangen dart, 1n: FAZ, 30 174 2000, (Leserbrief); Nıtze, Mufß der Staat

be1 seıner Verteufelung helfen?, 58% 26 2001, (Leserbrief).
Drobinskı, Jehovas Zeugen und der Staat, in: SL: 20 154 2000, Thıelmann, Zeugen Jehovas. Es erd kom-

pliziert“, 1' Rheın. Merkur, DD} 1 5DA 2000,
Vgl Zacharıas, Verfassungsrechtliche VOI'3.USSCIZUHgCI] für die Verleihung der Körperschaftsrechte. Anmerkungen

ZUuU „Zeugen-Jehovas-Urteil“ des B VerftG der Beıtrag wiırd erscheinen In der Zeitschrift Kirche und Recht); St.
Muckel, Körperschaftsrechte für die Zeugen Jehovas? der Beıtrag wırd erscheinen 1n der Zeitschrift Juristische
Ausbildung).

478



Auf dem Weg einem grundrechtlich gepragten Staatskirchenrecht?

10 Vgl NUur Busch, 11} Handbuch des Staatskırchenrechts der Bundesrepubliık Deutschland, (Berlın “1994) 947, 959
Zu den Vorteilen des Körperschaftsstatus Tillmanns (A 5), 444; Bohl, Der öttentlich-rechtliche KOrper-

schaftsstatus der Religionsgemeinschaften (Baden-Baden 56 i Jjeweıls m. w.N.
12 Vgl
13 BVertGE 102, 370 (388
14 BVertGE 102, 370 592
15 BVerfGE 102, 370 (397
16 Vgl Fincke, HerKorr 55 130 (152); Pape, 1' Lexıkon der Sekten, Sondergruppen Weltanschauungen,
hg. Gasper (Freiburg *1995) 178 1183).
, Fincke 16) 132
18 Vgl Morlok/Heıinig, Parıtät 1m Leistungsstaat Körperschaftsstatus L1UT be1 Staatsloyalıtät?, 1n VwZ LO 69/
702); der Förderung und ıhren Zielen vgl Clement, Politische Dimension U, Praxıs der staatlıchen Förderung
der Kırche, 1n Essener Gespräche ZU Thema Staat Kırche 28 1994) Hs Pırson, eb S3 (89 ff.)
19 Vgl BVerwGEtE 105, 117 m.w.N terner Loschelder, Der Islam ‚u die religionsrechtliche Ordnung des
Grundgesetzes, 1n: Essener Gespräche ZU IThema Staat und Kırche 70 1986) 149 m.w.N.
20 Vgl BVerwGE 105, 117 125): Thüsıng 5), 26; abl. Robbers, Sınn 7weck des Körperschaftsstatus 1mM
Staatskırchenrecht, in FS Heckel (Tübiıngen 411 (419

In Anlehnung Lıink, Für verständıge Zusammenarbeit geschaffen, 1n FAZ, 1998 ö5 vgl auch St Korioth,
Islamıscher Religionsunterricht Art. {11 IN} Vw/Z 1997, 041 1048), der 1n dem Körperschaftsstatus dıe
„Möglichkeit des vertieften Mıteinanders VO  - Staat und Religionsgemeinschaften“ sıeht.
J Vgl St. Muckel, Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öttfentlichen Rechts, 1n Der Staat 38 569

(581 $ Nachw.); St. Korioth, Loyalıtät 1mM Staatskırchenrecht? Geschriebene u.,. ungeschriebene Voraussetzun-
SCHh des Körperschaftsstatus ach Art. 140 Art. 137 Abs WRV, 1N! Rechtstheorie : Rechtsdogmatık 1M
Austausch. Gedächtnisschritt für Bernd JeandiHeur, hg. Erbguth u.,. (Berlın AA (225 {f.)
23 Näher Scheuner, Das System der Beziehungen VO' Staat und Kırchen 1m Grundgesetz, 1N: Handbuch des
Staatskırchenrechts 10) (22% Listl, Staat Kırche 1n Deutschland. Vom Preufßischen Allgemeinen Landrecht
bıs Z Bonner Grundgesetz, 1n ders., Kırche 1mM treiheitlichen Staat. Schritten ZU Staatskirchenrecht Kırchen-
recht, Halbbd. (Berlın 237 247); Wınter, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen
Rechts 1M deutschen Staatskırchenrecht, 1N: ARR 2000, 202 (203
24 Vgl Muckel 22) 551 + Nachw.: ders., Muslımische Gemeinschaftten als Körperschaften des ötfentlichen
Rechts,; 1N: DOV 1995, 311 (313 m.w.N.), jeweıls auch A folgenden.
25 'erh. Verfassunggeb. Dt. Natıonalvers., 336, 193
26 'erh. Verfassunggeb. Dt. Nationalvers., Bd 328, 645
27 Muckel 22) 578 {t.
28 BVerfGE 102, 370 (387), auch ZUuU folgenden.
29 H- Pawlowskı, Zur Aufgabe der Rechtsdogmatik 1m Staat der Glaubensfreiheıit, 1n: Rechtstheorie 1985, 409
30 Dazu Rüfner, Staatskırchenrecht 1M pluralıstischen Staat, 1nN: Verfassung Philosophıie Kırche (FS Holler-
bach, Berlin 691 m.w.N.

Ehlers, Der Bedeutungswandel 1m Staatskiırchenrecht, 1n: Verfassungsrecht soz1ıale Wirklichkeit ın Wechsel-
wirkung, hg. Pıeroth (Berlın 3I; Kız Kästner, Staatskirchenrecht in der Krise?, iın: ZUT ebatte. Themen
der Katholischen Akademıie 1n Bayern Nr. 5/1999: Lös sensee, Die Zukunftsfähigkeıit des deutschen Staats-
kirchenrechts. Gegenwärtige Legitimationsprobleme, 1n Dem Staate, W as des Staates der Kırche, W asSs der Kıirche ISt
(FS Listl, Berlin 67/
572 Tn Maunz, 1n ers. Dürıg, Grundgesetz. Kommentar, Loseblattwerk 958 a Art. 140 Rdnr.
33 Hense, Flexible Kontinuıiltät. Neuere Veröffentlichungen Zu deutschen Staatskirchenrecht, 1n HerKorr

1997) 156; ZUST auch Hollerbach, Relıgion Kirche 1m freiheitlichen Verfassungsstaat Berlın 1998 19
54 BVertGE MR
55 BVerftGEFE 24, 236 246) seither ständıge Rechtssprechung.
56 Hense, Glockenläuten Uhrenschlag. Der Gebrauch VO Kirchenglocken ın der kırchlichen staatlıchen

Rechtsordnung Berlin 1998 199 ff., iınsbes. 202, 208 f:; vgl auch St. Muckel, 1n Berliner Kommentar ZU hg.
Friaut Höfling, Loseblattwerk 7000 En Art. Rdnr.

57 Tillmanns 44 / auch ZU Vorherigen; vgl auch Zacharıas sub

479


